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Verankerung in der Gemeindestrategie 2019-2028
und im Legislaturprogramm 2022-2025

basierend auf B+A 18 vom 19. September 2018: «Gemeindestrategie 2019-2028. Legislatur-
programm 2019-2021» (Link) und B+A 27 vom 25. August 2021: «Legislaturprogramm 2022-2025
basierend auf der Gemeindestrategie 2019—-2028» (Link)

Strategischer Schwerpunkt (S) gemass Gemeindestrategie 2019-2028

S2 Quartiere starken
S8 Solidarische Stadt fiir alle Generationen

Legislaturschwerpunkt (L) und Legislaturziel (2)
gemass Legislaturprogramm 2022-2025

L3 Lebenswerte Stadt

Z3.1 Mobilitat und Verkehr

Z3.2 Offentliche Raume

Z3.3 Siedlungs- und Quartierentwicklung
Z3.4 Wohnraumpolitik
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Ubersicht

Das Areal Littau West an der Renggstrasse ist mit rund 10 Hektaren eines der gréssten unbebau-
ten Wohngebiete in der Stadt Luzern. Es umfasst die Gebiete Tschuepis und Jodersmatt mit mehr-
heitlich privaten Grundstiicken und zwei stadtische Parzellen. In den Jahren 2012 bis 2014 hat der
Stadtrat eine stadtebauliche Studie erarbeiten lassen, um die grundsatzlichen Fragen fir die Sied-
lungsentwicklung des westlichen Stadtrandes zu definieren. Die Studie zeigte, dass mit einer
Reduktion der steileren, abfallenden Bauzone um 4 Hektaren und einer Verdichtung auf den 6 ver-
bliebenen Hektaren gleich viel oder sogar etwas mehr Wohnungen realisiert werden kénnen.
Gleichzeitig kann damit eine bessere Siedlungsqualitat mit genigend Grinraumen und Aussichts-
korridoren in die Landschaft erreicht werden. Die Stadt Luzern hat sich betreffend Klimaschutz,
Klimaanpassung und Biodiversitatsforderung hohe Ziele gesetzt. Das Areal Littau West soll zur
Zielerreichung einen substanziellen Beitrag leisten.

Zusammen mit den involvierten privaten Grundeigentimerinnen und Grundeigentimern hat die
Stadt einen Bebauungsplan und Zonenanpassungen erarbeitet. Das sind die planungsrechtlichen
Grundlagen fur die baulichen Entwicklungen, die Aussenrdaume und die Erschliessung. Im Bebau-
ungsplan wurden acht Baubereiche definiert. Auf diesen kénnen rund 360 Wohnungen gebaut wer-
den, 270 auf den privaten Parzellen, 90 auf den stadtischen Grundstiicken. Insgesamt werden rund
220 Wohnungen (gut 60 Prozent des Gesamtbestandes) gemeinniitzig sein. Um die Bebauung auf
dem ebenen Plateau anordnen zu kénnen, werden mit einer Zonenplananderung 3,7 Hektaren der
heutigen Bauzone von der Wohn- in die Landwirtschaftszone umgezont. Dadurch kann auf den
restlichen Flachen dichter gebaut werden. Dazu werden die bauliche Dichte und die Gebaudehéhe
entsprechend erhéht. Méglich sind kiinftig Bauten mit drei bis vier Geschossen, die von attraktiven
Grunraumen umschlossen sind. Die Baubereiche kénnen einzeln oder gemeinsam entwickelt wer-
den. Dazu braucht es jeweils ein qualifiziertes Verfahren, wie z. B. einen Architekturwettbe-

werb. Um einen guten Anschluss an den 6ffentlichen Verkehr sicherzustellen, soll die Buslinie 12
ab Gasshof verlangert werden. Beim Areal Littau West ist eine Buswendeschlaufe geplant.

Der Bebauungsplan und die Zonenplananderung lagen im Herbst 2021 &ffentlich auf. Im Rahmen
der o6ffentlichen Auflage sind flnf Einsprachen eingegangen. Der Stadtrat beantragt dem Grossen
Stadtrat, die Anderung der Bau- und Zonenordnung Littau und den Bebauungsplan B 142 Littau
West zu erlassen und die nicht giitlich bereinigten Einsprachen abzuweisen, soweit darauf einzu-
treten ist und sie nicht als erledigt erklart werden.
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Der Stadtrat von Luzern
an den Grossen Stadtrat von Luzern

Sehr geehrte Frau Prasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

1 Ziele des Stadtrates

Der Stadtrat will in Littau West ein attraktives Quartier mit rund 360 neuen Wohnungen insbeson-
dere fur Familien mit Kindern erméglichen. Mit dem vorliegenden Bebauungsplan und den Vor-
schlagen fir die Anpassung der Bau- und Zonenordnung liegt ein umfassender planungsrechtlicher
Rahmen fir die kinftige bauliche Entwicklung vor. Fir den Stadtrat besonders gelungen ist bei der
vorliegenden Losung, dass zentrale Aspekte aus dem Raumentwicklungskonzept wie eine quali-
tatsvolle Verdichtung, ein vielfaltiges Wohnraumangebot und vielseitige Freirdume gleichermassen
beriicksichtigt werden. Mit der Verkleinerung der urspriinglichen Bauzone um 4 Hektaren wird das
kunftige Quartier kompakt realisiert, und es bietet gleichwohl attraktive Griin- und Erholungsraume
in n&chster Nahe. Besonderheiten wie beispielsweise die 6kologisch wertvolle und attraktive
Griinzone zwischen der Siedlung und der Landschaft sind fur den Stadtrat bezeichnend fur die
sorgfaltige und vorausschauende Planung der letzten Jahre. Die rund 220 zusatzlichen gemeinndit-
zigen Wohnungen sind ein weiteres wichtiges Puzzleteil zur Zielerreichung der Initiative «Fur zahl-
baren Wohnraum». Der Stadtrat dankt den betroffenen Grundeigentimerinnen und Grundeigentu-
mern fur die partnerschaftliche Zusammenarbeit in den letzten Jahren und freut sich, die Entwick-
lung des Areals gemeinsam anzugehen.

2 Ausgangslage

Mit der Planung und Siedlungsentwicklung Littau West verfolgt die Stadt das Ziel, das grosse
Potenzial der noch unbebauten Bauzonen zeitgemass und qualitatsvoll zu entwickeln. Dies ver-
langt eine koordinierte Planung tber den ganzen Perimeter und ein qualitatsvolles Bebauungskon-
zept, wie es in der stadtebaulichen Studie vom August 2014 aufgezeigt wird. Die nun vorliegende
Gesamtplanung mit Studie, Bebauungsplan und Anpassung der Bau- und Zonenordnung fiir die
heute grosstenteils unbebauten Parzellen erleichtert, beschleunigt und regelt die Bebauung in
hohem Masse.

Das Areal Littau West an der Renggstrasse am Siedlungsrand ist mit rund 10 Hektaren eines der
grossten unbebauten Wohngebiete in der Stadt Luzern. Es umfasst die Gebiete Tschuepis und
Jodersmatt. Die Grundstiicke sind mehrheitlich im Privatbesitz. Die Stadt Luzern ist Grundeigen-
timerin der Grundstiicke 2283 und 1151. Im Zonenplan Littau ist das Gebiet aktuell der zweige-
schossigen Wohnzone zugeteilt. Gestiitzt auf eine vorangehende stadtebauliche Studie hat die
Stadt einen Bebauungsplan erarbeitet. Er enthélt die planungsrechtlichen Grundlagen fur die bauli-
chen Entwicklungen, die Aussenrdume und die Erschliessung.
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Abb. 1: Ubersicht zum Planungsgebiet Littau West (Riickzonung West/links Gebr. Rélli und Riickzonung
Nordost/oben Bucher bzw. WGL).
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3 Planungsablauf

Die folgende Abbildung zeigt die einzelnen Meilensteine bei der Entwicklung des Areals Littau
West in den letzten rund 10 Jahren von der abgeschlossenen Studie bis zur laufenden Nutzungs-
planung:

&°° ﬂ?’o
2 N
& ol
&
S o“b‘é&
& o o®

2@ a o

QO o QN &

CR0 S & 2

“& &0 W 2 OQ ) S

S QeSS + o o N
S 2 oo & ) o
&% o e & B o O “
& 2 8% & 2” a% 5 & &
o NS & < 4% 2
25 o B & o2 2 e &V
> S\ 2
2 &P L 2 DOV YW LT
0 R S o2 R D@ 2 o e
%W & & * 2° & & Qo S
\Qct’e < Do & ot Q"Q (\Q uo&a & & & e;lf’ Slles
& &40 S A o A4 ke) & O

Abb. 2: Meilensteine der Entwicklung des Areals Littau West

Eine stadtebauliche Studie zeigte zunachst das Ubergeordnete Bebauungsmuster sowie die grund-
legenden Gestaltungsziele auf. Basierend darauf startete die Erarbeitung des Bebauungsplans.
Parallel zum Bebauungsplan wurden verschiedene Fachgutachten, u. a. zu den Themen Freiraum,
Larm, Nachhaltigkeit, Planungsmehrwert, Infrastrukturkosten, Risiko und Naturgefahren, erarbeitet.
Im abschliessenden Vorprifungsbericht kommt der Kanton zum Schluss, dass die Planung aus
raumplanerischer Sicht Uberzeugt. Besonders positiv wird im Bericht des Kantons erwahnt, dass
dank der Auszonung der Boden haushalterisch genutzt werde, was den Zielen des Raumplanungs-
gesetzes entspreche.

4 Planungsinhalte

Der beiliegende Planungsbericht umschreibt die Planungsinhalte detailliert. Nachfolgend sind die
wichtigsten Schritte und besonderen Elemente der Planung aufgefiihrt (vgl. Beilage 16, Planungs-
bericht).

4.1 Stadtebauliche Studie Littau West

Um eine stadtebauliche Zielvorstellung tGiber das Gebiet zu entwickeln und eine mdogliche Verdich-
tung zu priifen, hat die Stadt Ende 2012 eine stadtebauliche Studie in Auftrag gegeben. Diese
wurde durch das Architekturbiiro EImiger Tschuppert in Zusammenarbeit mit dem Landschafts-
architekturbtiro Appert Zwahlen und dem Verkehrsplanungsbiro TEAMverkehr.zug bis im Sommer
2014 erstellt und zeigt ein zeitgemasses und auf den Standort zugeschnittenes Bebauungskonzept
auf. Die Studie schlagt zudem ein Regelwerk fir den Aussenraum und die Baufelder als Basis fir
den nachfolgenden Bebauungsplan vor.
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Abb. 3 und 4: Zwei Varianten der Studie 2014; links W2-Einzelbauten — rechts konzentrierte Baugruppen

Im Jahr 2014 war das Gebiet Uechtere, sudlich der Renggstrasse, noch Bestandteil der Studie. Auf
Hinweis des Kantons und in Absprache mit den betroffenen Grundeigentimerinnen und Grund-
eigentimern wurde dieser Bereich (auf der rechten Seite des Modells) im weiteren Verfahren aus
dem Bebauungsplanperimeter entlassen. Dieses Gebiet am Fuss des Sonnenbergs soll spater mit
einem privaten Gestaltungsplan entwickelt werden, da die Uberlegungen dazu noch nicht in genii-
gender Bearbeitungstiefe und ausreichender Qualitat vorliegen.

Die Erkenntnisse aus den verschiedenen Varianten der stadtebaulichen Studie wurden fiir den

Bebauungsplan mit funf Massnahmen zusammengefasst, welche die Siedlungsstruktur und die

konzentrierten Baubereiche definieren:

» Siedlungsgrenze: Bauten auf dem Plateau anordnen — Hangpartien bleiben mdéglichst frei.

= Erschliessungsachse: Eine kurze Quartierstrasse bildet die Hauptachse (von Renggstrasse).

= Raumliche Vernetzung: Drei Verbindungskorridore sichern direkte Fusswegachsen.

= Offentliche Platze: Die Busendstation soll aufgewertet werden und ein zentraler Quartierplatz
als Treffpunkt bei Liegenschaft Tschuopis entstehen.

= Landschaftsfenster: Zwischen den Baubereichen sind extensiv nutzbare Freirdume ausge-
schieden, mit denen sich die Landschaft und die Siedlung verzahnen.

Die Studie wurde von der Stadtbaukommission an mehreren Sitzungen beraten. Die Antrage der
Stadtbaukommission wurden tibernommen und anschliessend im Bebauungsplan beriicksichtigt.
Die Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer des Gebietes waren bei der Erarbeitung sowohl
inhaltlich als auch finanziell beteiligt. Im Rahmen von verschiedenen Informationsanlassen wurden
die jeweiligen Projektzwischenstande auch der Bevdélkerung und Interessierten, zumeist organisier-
ten Gruppierungen aus Littau, vorgestellt. Die Vorgaben aus der abgeschlossenen Studie aus dem
Jahr 2014 bildeten die Grundlage fiir die vorliegende, verbindliche Nutzungsplanung.

4.2 Bebauungsplan B 142 Littau West

4.2.1 Zielsetzungen

Mit dem Bebauungsplan wurden die Vorgaben aus der stéadtebaulichen Studie betreffend Bebau-
ung, Erschliessung und Freiraum planungsrechtlich und grundeigentimerverbindlich gesichert.
Aufgrund der Perimetergrésse und der unterschiedlichen Interessenlagen der Grundeigentiimerin-
nen und Grundeigentiimer wird die bauliche Entwicklung des Gebietes in Etappen erfolgen. Dieser
Tatsache muss mit geniigend flexiblen Vorgaben und einer Etappierbarkeit begegnet werden.
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Dank der Bebauungsplanvorgaben und der wegleitenden Richtkonzepte kann bei spateren Projek-
tierungen auf Gestaltungsplane verzichtet werden. Die Siedlungsqualitat ist sichergestellt, indem
qualifizierte, wettbewerbsahnliche Verfahren durchgefuhrt und beispielsweise Mobilitéts- und Ener-
giekonzepte erstellt werden mussen (vgl. auch Art. 3 Sonderbauvorschriften/Ziele).

4.2.2 Bestandteile

Die detaillierten Unterlagen zum Bebauungsplan sind im ausfihrlichen Planungsbericht und weite-
ren angefligten Dokumenten aufgefiihrt. Nachfolgend sind einige wichtige Ergebnisse und Inhalte
zum Bebauungsplan B 142 erlautert (vgl. auch Kap. 4.3 Anderung der Bau- und Zonenordnung
Littau).

Rechtsverbindliche und wegleitende Unterlagen zum Bebauungsplan B 142
Der Bebauungsplan B 142 umfasst die folgenden rechtsverbindlichen Bestandteile:
= Bebauungsplan B 142 Littau West, M 1:1000

= Sonderbauvorschriften B 142 Littau West

Folgende Dokumente haben wegleitenden Charakter:

= Stadtebauliches Richtkonzept, Tschuppert Architekten GmbH, 26. Méarz 2021

= Leitbild Freiraum, Appert Zwahlen Partner AG, 2018; erganzt Méarz 2021

= Gutachten Naturgefahren, Burkhalter Derungs AG, 18. August 2016

= Larmbeurteilung Renggstrasse und Anhang, Burkhalter Derungs AG, 19. Oktober 2016

Beilagen und Nachweise zum Bebauungsplan B 142

Folgende Unterlagen haben orientierenden Charakter:

= Verkehrsbericht TEAMverkehr.zug AG, 29. Januar 2018, rev. September 2018

= Anhang, Knotenentwurf Renggstrasse, TEAMverkehr.zug AG, 21. Dezember 2016

Weitere Beilagen und Berichte zur offentlichen Auflage:

= Vorprifungsbericht BUWD, B 142 Littau West, 22. Oktober 2020

= Erganzender Vorprifungsbericht Larm, B 142 Littau West, 20. November 2020
= Erganzender Vorprifungsbericht Dichteregelung B 142, 9. Juni 2021

= Planungsbericht nach Art. 47 RPV zur Gesamtplanung Littau West

4.2.3 Besonderheiten

Der Bebauungsplan B 142 Littau West zeichnet sich durch folgende Besonderheiten aus:

= Der Bebauungsplan unterscheidet acht verschiedene Freiraum-, Platz- und Erschliessungsbe-
reiche mit orientierenden Vorgaben gemass Leitbild Freiraum. Grundstruktur des neuen Quar-
tiers bildet der vielfaltige Aussenraum und damit verschiedene Nutzungsformen fiir die Bewoh-
nerschaft. Der Siedlungsrand ist als grossziigiger und 6kologischer Ubergang zur Landschaft
der Griinzone zugeteilt.

= Zwei Offentliche Platze sind im Bebauungsplan ausgeschieden: einerseits der «Renggplatz» im
Randbereich, der als Buswendeschlaufe und OV-Drehscheibe dient, andererseits der Quartier-
platz «Tschuepisplatz» im Schwerpunkt der Baubereiche.
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= Der Bebauungsplan sieht acht Baubereiche vor. Die Baubereiche kénnen einzeln oder gemein-
sam mittels qualifizierter Verfahren entwickelt werden. Das stédtebauliche Richtkonzept gibt
hierfur wegleitendende Vorgaben.

= Insgesamt bilden die acht Baubereiche einzelne, aufeinander abgestimmte Baueinheiten ver-
schiedener Eigentiimerschaften oder zukinftiger Investorinnen und Investoren, wodurch ein
differenziertes Wohnungsangebot sichergestellt wird.

= Der Bebauungsplan sieht mit Art. 6 Abs. 3 SBV fir den Baubereich B (Stadt) und den Baube-
reich D (Gebr. R6lli) einen verbindlichen Anteil von 26 Prozent (der gesamten Geschossflache)
fur gemeinnitzige Wohnungen vor.

= Die kunftigen Baurechtsnehmerinnen und Baurechtsnehmer muissen in den Baubereichen B
oder C einen Kindergarten mit entsprechendem Aussenraum erstellen oder eine andere Nicht-
wohnnutzung vorsehen (vgl. Art. 6 SBV).

= Die Nutzung und Gestaltung der Freirdume sind mit den Sonderbauvorschriften differenziert
geregelt und im wegleitenden Leitbild Freiraum veranschaulicht.

» Ein Gemeinschaftsfonds fur die gemeinschaftlichen Anlagen (Platze, Erschliessung, Fussweg-
verbindungen und gemeinsame Spielbereiche) ist fir die Grundeigentimerschaften vorge-
schrieben.

= Gemeinschaftsflachen wie gemeinsame Spielflachen werden als Miteigentumsparzelle ausge-
schieden und die Quartierstrasse idealerweise als Strassengenossenschaft geregelt.

Abb. 5: Verkleinerter Bebauungsplan B 142 Littau West zur Orientierung (Legende siehe Abb. 6)
Hinweis: Ehemalige Baubereiche A1/A2 Uechtere sind nicht mehr im Bebauungsplanperimeter beriicksichtigt.
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Legende
Verbindlicher Planinhalt

. : Geltungsbereich Bebauungsplan

®:1 Koordinatenpunkte
Baulinien
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Baubereiche
; Baubereich Hochbauten Baubereich unterirdisch
Freiraum

Quartierplatz [:I Landschaftsorientierter Freiraum
Quartierstrasse I:l Grunzone

Offentliche Spielflache

\

Siedlungsorientierter Freiraum intensiv

Sl

Siedlungsorientierter Freiraum Extensiv

Erschliessung
Offentlicher Weg (Lage unverbindlich) > Erschliessung Baubereich A

) Einfahrt Tiefgarage (Lage unverbindl.) ] [ Durchfahrtsverbindung (Lage unverbindl.)

Weitere Festlegungen

Markante Einzelbaume (erhaltenswert)

Abb. 6: Verbindliche Planinhalte Bebauungsplan B 142
4.2.4  Ausgewadhlte Inhalte

Massgeschneiderte Dichteregelung

Auf der Basis der stéadtebaulichen Studie aus dem Jahr 2014 wurden die Grundstruktur und die
Ubergeordneten Vorgaben des Baugebiets definiert, aber noch keine bauliche oder architektoni-
sche Loésung erarbeitet. Eine durchgefiihrte Machbarkeitsstudie im Hinblick auf die Abgabe im Bau-
recht ergab, dass im Gegensatz zu den urspriinglichen Geschossflachen die Uberbauungsziffer
keine differenzierte und in der Hohe gestaffelte Bebauung fordert, weil die mdgliche Dichte nur mit
der maximal zulassigen Gebaudehdhe ausgeschopft werden kann. Es zeigte sich weiter, dass die
in einem ersten Entwurf im Bebauungsplan festgelegte Uberbauungsziffer insgesamt zu einer zu
hohen Dichte fuhrt. Aus diesen Griinden wurden die bauliche Dichte, die mogliche Gebaudeanord-
nung und weitere Merkmale der Bebauung ab Mitte 2020 nochmals Uberprift und im stadtebau-
lichen Richtkonzept 2021 nachgewiesen. Mit dieser neuen, massgeschneiderten Dichteregelung
wird die Qualitat der Bebauung und der Aussenraume fiir spatere Projektierungen sichergestellt.
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Abb. 7: 3D-Ansicht, Stadtebauliches Richtkonzept vom Méarz 2021

Die Darstellungen im Stédtebaulichen Richtkonzept 2021 sind nur als schematische Gebaudevolu-
men zu verstehen und mit unverbindlichen Grundrissnachweisen beispielhaft aufgezeigt. Die effek-
tiven Projekte konnen differenzierter und abweichend davon ausfallen, missen sich aber nach den
Vorgaben, der Grundstruktur des Bebauungsplans und den wegleitenden und orientierenden
Unterlagen richten.

Struktur und Silhouette/H6henmasse

Die Ubergeordnete Bebauungsstruktur (Siedlungsrand, Lage und Anordnung der Baubereiche,
Freirdume) ergibt sich ebenfalls aus der Studie von 2014 und dem stadtebaulichen Richtkonzept
von 2021. Zur Schaffung einer klaren Silhouette sind die Bauten an die dusseren Baufeldrander zu
setzen und dirfen auf dem Plateau eine vorgegebene Hohenkote nicht tiberschreiten. Uber die
Baubereiche Tschuepis und Jodersmatt wird eine Héhenkote zwischen 531,00 und 533,50 m {. M.
vorgegeben. Die Abstufung folgt dem Gelénde. Im topografisch abfallenden Ubergangsbereich
(Jodersmatt) erfolgt eine gestaffelte Abstufung bis auf 529 m (. M., um einen harmonischen Uber-
gang zur bestehenden Siedlung sicherzustellen. Durch die H6henregulierung ergeben sich unter-
schiedliche Geschosszahlen je nach Lage im Gelande. Speziell an Randlagen mit abfallendem
Terrain sind gut bewohnbare Untergeschosse maglich. In den inneren Bereichen ist die Bebauung
vier- oder dreigeschossig. An den Randern sind die Gebaude talseitig viergeschossig und kénnen
stellenweise bis flinfgeschossig in Erscheinung treten.
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Abb. 8: Ansicht Nord (Tschuppert Architekten, Richtkonzept 2021)

A A e

Abb. 9: Ansicht West (Tschuppert Architekten, Richtkonzept 2021)

Um die Qualitat zu férdern, wurde aus den baulichen Kenndaten des Richtkonzepts ein Kompensa-
tionsfaktor pro Baufeld ermittelt, welcher die «verlorene» Nutzflache bei einem freiwillig tieferen
Gebaude ausgleicht. Ausgeglichen wird eine Reduktion ab einem Geschoss und bis maximal
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10 Prozent der normalen Uberbauungsziffer pro Baufeld. Damit sollen eine zu hohe bauliche Fla-
chenversiegelung und eine Verringerung der Aussenrdume ausgeschlossen werden. Die H6he der
Kompensation ist abhangig von der Anzahl realisierbarer Geschosse und der «Verlustflache» im
Verhaltnis zur maximalen Geschossflache pro Baubereich (Art. 7 Abs. 1 SBV).

Der neue Kompensationsfaktor ermdglicht eine zuséatzliche Héhenstaffelung bzw. eine Reduktion
der Geschosszahl, ohne dass dabei ein Verlust der Wohnflache in Kauf genommen werden muss.
Differenzierte Gebdudehthen und die Beriicksichtigung der Besonnung sind damit erstmals mit der
Dichteregelung und Uberbauungsziffer in dieser Form mdglich. Mit der Schlussprifung des Kan-
tons Mitte 2021 wurde die flexiblere neue Dichteregelung aus raumplanerischer und stadtebauli-
cher Sicht begrisst.

Offentliche Raume und Freiraume

Als zentrale ¢ffentliche Begegnungsorte werden die Quartierpléatze Tschuepisplatz und Renggplatz
kombiniert mit dem Buswendeplatz angelegt. Damit sie diese Funktion erfullen kénnen, missen sie
Uber eine hohe Aufenthaltsqualitéat und Anziehungskraft sowie Nutzungsvielfalt verfigen. Die
umgebenden Bauten sind in engen Bezug zu den Platzen zu setzen und weisen in den Erdge-
schossen einen moglichst hohen Anteil an publikumsintensiven Nutzungen auf. Im Bereich der
Bushaltestelle sind Kleingewerbebetriebe, Dienstleistungsgewerbe und Gemeinschaftsanlagen

(z. B. Gemeinschaftsbuiros) anzustreben, wahrend beim Quartierplatz Tschuepis eher quartierbe-
zogene Nutzungen wie Kindergarten, Gemeinschaftsraum usw. in den umliegenden Erdgeschos-
sen sinnvoll sind. Angrenzend an die beiden Quartierplatze sind Flachen fur 6ffentliche Spielplatze
sowie Erholungs- und Griinanlagen vorgesehen. In den Baubereichen B oder C muss ein Kinder-
garten mit angrenzendem Aussenraum vorgesehen werden.

Die Planung Littau West und insbesondere die Quartiererschliessung und neue Endhaltestelle des
Busses wurde mit dem Kanton abgesprochen und auf das Strassenprojekt «Renggstrasse» abge-
stimmt. Das Projekt «Buswendeplatz» wurde fir das kantonale Strassenbauprogramm 2023-2026
vorgesehen und eingereicht.
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Abb. 10: Renggplatz und Endhaltestelle Bus (TEAMverkehr.zug); Zu- und Wegfahrt Bus blau gestrichelt
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Energie

Als Zielvorgabe gilt fiir die einzelnen Bauten bzw. die Baubereiche die Einhaltung der Zielwerte
und Zusatzanforderungen des jeweils aktuellen SIA-Effizienzpfades Energie. Die Bestimmungen
des Bebauungsplans verlangen, dass in der nachfolgenden Planung ein Energiekonzept tber
jeweils einen Baubereich oder idealerweise iiber mehrere Baubereiche erstellt wird. Die Energie-
versorgung der Bauten mit Warme/Kalte hat den Prioritdten des aktuellen Richtplans Energie der
Stadt Luzern zu entsprechen. Der Richtplan teilt das Gebiet Littau West dem Eignungsgebiet Erd-
warme zu. Die definitive Energieversorgung ist mit der Projektierung der Baubereiche festzulegen.
Auch ein Anschluss an den Warmeverbund ist denkbar und ist spater zu prufen.

Nachhaltigkeit

Die Nachhaltigkeitsbeurteilung erfolgte auf Basis der stadtebaulichen Studie und des Entwurfs des

Bebauungsplans unter der Leitung und mit einem Tool der «sanu future learning ag». Das Nach-

haltigkeits-Beurteilungsinstrument ist vor allem fur die Beurteilung zusammenhéangender Areale mit

baulichen Veranderungen geeignet. Die Erkenntnisse zu Fragen aus allen drei Nachhaltigkeits-

dimensionen und nachfolgenden Schlussfolgerungen basieren auf einer pauschalen Einschatzung

der Fachleute und nicht auf konkreten Kennzahlen oder aufwendigen Berechnungen. Die Nachhal-

tigkeitsbeurteilung lieferte die folgenden Hauptschlussfolgerungen:

= Die Grundlagen fir eine nachhaltige Entwicklung sind gewahrleistet.

= Die Weiterbearbeitung des Projekts bezlglich nachhaltiger Entwicklung soll stufengerecht er-
folgen, um die Potenziale im richtigen Moment aktivieren zu kénnen (u. a. qualitatssicherndes
Konkurrenzverfahren/Projektnachweis, Mobilitdtskonzept usw.).

= Soziale Durchmischung, Energie, Infrastrukturen (OV, Schulen, Wegverbindungen), 6kologi-
sche Qualitat und Anpassung an Klimawandel miissen koordiniert geplant werden. Entspre-
chend wichtig sind die qualitatssichernden Verfahren, Freiraumkonzepte sowie die Energie-
und Mobilitatskonzepte.

= Es braucht attraktive Fusswegverbindungen und eine Anbindung zum Bahnhof.

Gemeinnitziger Wohnungsbau / 6ffentliche Einrichtungen

Mit dem Start der Planung Littau West wurde gemass der stadtischen Wohnraumpolitik festgelegt,
dass Flachen fur gemeinnitzige Wohnbauten vorzusehen sind. Der Bebauungsplan sieht mit dem
Baubereich B der Stadt und dem Baubereich D der Gebr. Rélli einen verbindlichen Anteil von

26 Prozent fir gemeinnitzige Wohnungen vor, der noch erhdéht werden kann. Der zweite stadti-
sche Baubereich C soll ebenfalls an gemeinnitzige Wohnbautragerschaften abgegeben werden,
womit sich der Anteil der gemeinnttzigen Wohnflachen mit drei Baubereichen auf rund 40 Prozent
erhoéht. In den Baubereichen B oder C (Stadt) haben die kinftigen Baurechtsnehmer einen Kinder-
garten mit entsprechendem Aussenraum zu erstellen (vgl. Art. 6 Abs. 5 SBV).

Mit den Baubereichen H und | der Wohnbaugenossenschaft WGL erhéht sich der Anteil fr
gemeinnitzige Wohnflachen nochmals. Somit kénnen mindestens flnf der acht Baubereiche dem
gemeinnitzigen Wohnungsbau angerechnet werden. Dies ergibt einen Anteil der maximal zulassi-
gen Geschossflachen von 62 Prozent, was etwas mehr als 220 gemeinnutzige Wohnungen der
total 360 Wohnungen ausmacht.
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4.3 Anderung Bau- und Zonenordnung Littau

In der Folge der stadtebaulichen Studie und des Bebauungsplans muss auch die Bau- und Zonen-

ordnung Stadtteil Littau entsprechend angepasst werden. Dabei stehen folgende zwei Themen im

Vordergrund:

= Im Sinne der Verdichtung nach innen wird die Bauzone verkleinert, aber von der heutigen
W2-Zone in eine W4-Zone aufgezont.

= Die Grunzone betont den Siedlungsrand fir Naherholung und 6kologische Aufwertung sowie
Vernetzung; es entsteht ein dkologisch und landschaftlich wertvoller Ubergang von der
Bauzone zur Landwirtschaftszone.

Die Bau- und Zonenordnung Littau aus dem Jahre 2009 ist noch in Kraft, bis die laufende Zusam-
menfuhrung mit der BZO Luzern vollzogen ist. Somit missen teils noch die alten Begriffe des Pla-
nungs- und Baugesetzes verwendet werden.

4.3.1 Zonenplananderungen

Die neue Bauzonenabgrenzung wird auf die effektiv benétigte und sinnvoll bebaubare Flache auf
dem Plateau gemass Vorgaben des Bebauungsplans bzw. der Studie 2014 reduziert. Deshalb kén-
nen die abfallenden Flachen von 3,7 Hektaren aus der zweigeschossigen Wohnzone (W2) in die
Landwirtschaftszone zuriickgezont und von der Bauzone der Nichtbauzone zugeteilt werden. Dies
betrifft die beiden Hanglagen im Norden (Jodersmatt) und im Westen (Tschuepis). In diesem Zuge
wird auch das «Ubrige Gebiet» (weisse Flache in Abb. 3) Richtung Obermatt in die Landwirt-
schaftszone umgezont. Im Gegenzug werden auf der noch verbleibenden Bauzone die Ausniitzung
und die Geschosszahl erhoht. Als Wohnzone W-L verbleibt eine Flache von 5,8 Hektaren, welche
von der zweigeschossigen Wohnzone (W2) in eine neue «Wohnzone Littau West» mit spezifi-
schen, auf die stadtebauliche Studie abgestimmten Nutzungsmassen umgezont wird.

Die Randlagen im Westen (Tschuepis), welche der Retention, dem Siedlungsiibergang sowie der
Okologischen Vernetzung dienen, werden der Griinzone mit neuer Ordnungsnummer 115 (Grin-
zone Tschuepis) zugewiesen (vgl. grine Flache im Plan Zonenplandnderungen und im Bebauun-

gsplan).

Aufgrund des Einwands des Kantons im Rahmen der Vorprifung wird das siidliche Gebiet
Uechtere in der heutigen W2-Zone mit Gestaltungsplanpflicht belassen und ist nicht mehr Teil des
Bebauungsplans und der Zonenplananderungen. Nach Absprache mit den Grundeigentiimerinnen
und Grundeigentimern wird die stadtebauliche Studie zu einem spateren Zeitpunkt durch die
Grundeigentimerschaften mit einem Gestaltungsplanverfahren weiterbearbeitet und separat
umgesetzt.
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Abb. 11: Ausschnitt Zonenplan Littau bestehend, 2009 Abb. 12: Ausschnitt Zonenplan mit Anderungen, 2021
(vgl. Plan: Anderungen Zonenplan Littau, verbindlicher Plan &ffentliche Auflage)

4.3.2 Bau-und Zonenreglement

Im Bau- und Zonenreglement werden flr die neue Wohnzone Littau West, flr das nun separat zu
beplanende Gebiet Uechtere und die Griinzone folgende Anpassungen — vgl. blaue Schrift — vor-
genommen (vgl. Dokument 6ffentliche Auflage):

Art. 6: Grundmasse Bauzonen

Die Tabelle wird mit einer neuen Wohnzone Littau West (W-L) mit folgenden Massen erganzt:
— Vollgeschosszahl: 4

— Ausnitzungsziffer:  0.80

Das angrenzende Gebiet Uechtere als W2-Gebiet weist folgende unverénderte Masse gemass
heutiger Bau- und Zonenordnung Littau auf:

— Vollgeschosszahl: 2 (und Gestaltungsplanabweichung)
— Ausnutzungsziffer:  0.35 (und Gestaltungsplanabweichung)
— Gebaudelange: 40 m

Art. 20 Erganzende Gestaltungsplanbestimmungen wird beziglich Larmemissionen fur das
Gebiete Uechtere folgendermassen mit Abs. 5 erganzt:

5|m Gestaltungsplanpflichtgebiet Uechtere sind im Ubergang zur Wohn- und Arbeitszone die
Bebauungsstruktur und die Bauweise der Wohnbauten so zu regeln, dass fir die angrenzenden
Arbeitsnutzungen bezuglich La&rmemissionen keine Nachteile entstehen.

Anhang 3/ BR: Konkrete Nutzungszuweisung fir Griinzonen gemass Art. 12 BZR

Der Anhang 3 wird mit der Sammelnummer 115 ergéanzt, welche die Nutzungen in der neuen
Griinzone Tschuepis auflistet.

115 Griinzone Tschuepis: Hochwasser- und Meteorwasserretention, Naturwiese, Feldgehdlz,
Gestaltung des Siedlungsrandes, vereinzelte Erholungseinrichtungen (Fusswege, Sitzbanke)

Seite 17



Kompatibilitdt Bebauungsplan mit spaterer Bau- und Zonenordnung und harmonisierten
Baubegriffen (IVHB)

Damit der Bebauungsplan nach der Zusammenfiihrung der BZO Stadtteil Littau und der BZO
Stadtteil Luzern bzw. mit der Einfiihrung der Harmonisierten Baubegriffe (IVHB) trotzdem anwend-
bar bleibt, werden im Bebauungsplan z. B. keine Geschosszahlen, sondern Hohenkoten verwendet
und anstelle der Ausniitzung bereits die Uberbauungsziffer eingefiihrt. Einige Begriffe fallen mit
dem neuen Planungs- und Baugesetz (PBG) nach IVHB weg und sollen im Bebauungsplan so weit
wie zuldssig bereits ersetzt werden. Vorgesehen ist anstelle der heutigen Ausniitzung der BZO
Littau eine Uberbauungsziffer im Schnitt von 0,4 bzw. im Bebauungsplan als Gebaudegrundflachen
festgelegt. Die im Bebauungsplan gewahlte max. Hohenkote in m @. M. ist ebenfalls kompatibel mit
der zukinftigen Gesamth6he gemass neuem PBG.
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5 Auflage und Einsprachen
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Abb. 13: Ausschnitt Grundbuchplan (Flurbezeichnungen, Strassen; Einsprecher LO1 bis LO5)

Voraussetzung fir die 6ffentliche Auflage

Der offizielle Vorprifungsbericht des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartements des Kantons
Luzern datiert auf den 22. Oktober 2020, eine Erganzung zum Thema Larm auf den 20. November
2020 und der Schlussbericht zur Dichtefestlegung auf den 9. Juni 2021. Darin wird summarisch
festgehalten, dass die Vorlage mit den erfolgten Anpassungen nun recht- und zweckmassig sei.
Gesamthaft wird festgestellt, dass das vorliegende Bebauungskonzept das Ergebnis eines qualita-
tiven und fundierten Prozesses sei. Das Resultat vermdge aus raumplanerischer Sicht zu tberzeu-
gen. Besonders positiv zu erwdhnen sei, dass im Rahmen der Teilrevision eine Auszonung der fir
die Bebauung unzweckmassigen Bauzone vorgenommen werde. Der Boden kénne damit haushal-
terischer genutzt werden, was den Zielen des Raumplanungsgesetzes entspreche.

Offentliche Auflage
Die Unterlagen des Bebauungsplans B 142 Littau West inklusive der dazugehorigen Anderung der
Bau- und Zonenordnung Littau lagen vom 30. August 2021 bis 28. September 2021 ¢ffentlich auf.
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Gegen die Anderung der Bau- und Zonenordnung Littau und gegen den Bebauungsplan wurden
innert Frist finf Einsprachen eingereicht (LO1 bis L0O5). Drei Einsprachen wurden zuriickgezogen
und zwei Einsprachen teilweise zuriickgezogen oder aufrechterhalten. Alle Einsprachen werden
nachfolgend aufgefiihrt und erlautert, bzw. offene Einsprachen werden abgehandelt.

5.1 Einsprache LO1 vom 18. September 2021: Alois Rdlli, Vogelmoos 1,
6014 Luzern, betreffend Zonenplanadnderung

Die Einspracheverhandlung zur Einsprache LO1 hat am 1. Dezember 2021 stattgefunden. Die Ein-
sprache LO1 wurde mit Schreiben vom 13. Dezember 2021 zurlickgezogen.

5.2 Einsprache L02 vom 26. September 2021: Elmar Ernst und
Edith Ernst-Fuchs, Jodersmatt 10, 6014 Luzern, betreffend Bebau-
ungsplan B 142 Littau West

Die Einspracheverhandlung zur Einsprache L02 hat am 2. Dezember 2021 stattgefunden. Die Ein-
sprache LO2 wurde mit Schreiben vom 16. Dezember 2021 zurlickgezogen.

5.3 Einsprache LO3 vom 28. September 2021: Wohnbaugenossenschaft
WGL, Staldenhof 8a, 6014 Luzern, vertreten durch Dr. Andreas Galli,
Rechtsanwalt, Grossenbacher Rechtsanwaélte AG, Zentralstrasse 44,
6003 Luzern, betreffend Zonenplanédnderung und Bebauungsplan
B 142 Littau West

Die Einspracheverhandlung hat am 16. Dezember 2021 stattgefunden. Dabei erfolgte eine gitliche
Einigung zu folgenden Punkten mit Anderungen (Anderungsantrége vgl. Kap. 6.1):

EG-Kote Um mehr Klarheit zu den anwendbaren EG-Koten zu schaffen, werden
sie aus der Tabelle von Art. 7 Abs. 1 SBV gestrichen. Stattdessen erfolgt
ein Verweis auf den wegleitenden Plan:

«** Die EG-Kote der Erdgeschosse bzw. der Hauptzugang zum Baufeld
ist wegleitend im Stadtebaulichen Richtkonzept vom 20.2.2021, Plan
1:1000 Seite 8 aufgefuihrt.»

Diese Anderung bedingt auch eine Anpassung von Art. 7 Abs. 9:

«In den Baubereichen B-bis- sind die Erdgeschosse bzw. der Hauptzu-
gang zum Baufeld gegen den 6ffentlichen Raum hin ebenerdig anzu-
schliessen. Die EG-Koten im-Bebauungsplan gelten orientierend weglei-
tend.»
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Finanzierung Da offentliche Anlagen wie eine Busendstation nicht durch Private zu
Quartierplatze finanzieren sind, wird der erste Punkt der Aufzéhlung von Art. 36 Abs. 3 SBV
durch eine Klammerbemerkung konkretisiert:
«— Quartierplatze nach Art. 13 (Renggplatz nur zusatzliche Aufwertungen)».
Ausserdem wird im Planungsbericht im Kapitel «Abgrenzung Kosten» auf
S. 25 noch Folgendes prazisiert: «Die Erstellung der Buswendeschleife
ist nicht Sache der Eigentiimer. Neben der Funktion als Buswende-
schlaufe ist eine zusétzliche Aufwertung fir weitere Nutzungsmoglichkei-
ten vorzusehen.»

Mit Schreiben vom 5. Januar 2022 zog die Einsprecherin sechs ihrer zehn Einsprachepunkte
zurtick. An vier Einsprachepunkten hielt die Einsprecherin fest. Diese gilt es nachfolgend abzuhan-
deln.

Einsprache- Das Bebauungsplangebiet sei in den Sonderbauvorschriften in die Zone

punkt 1 4 gemass Art. 11 Abs. 1 des Parkplatzreglements der Stadt Luzern ein-
zureihen, sodass zwischen 80 und 100 % der Parkflachen des Normbe-
darfs erstellt werden dirfen.

Begrundung Die Sonderbauvorschriften des Bebauungsplans regelten in Art. 25 die
Parkierung. Dabei werde flr die Berechnung der Abstellplatze auf das
Parkplatzreglement der Stadt Luzern verwiesen, wobei der Bebauungs-
planperimeter in die Zone 3 eingeteilt werde. Diese Einteilung sei sach-
lich nicht gerechtfertigt und daher falsch. Wende man die Kriterien von
Art. 11 des Parkplatzreglements richtig an, zeige sich unweigerlich, dass
der massgebende Bebauungsplanperimeter in die Zone 4 und nicht in die
Zone 3 gehore. Der im Anhang zum Parkplatzreglement aufgefiihrte Plan
Uber die Zoneneinteilung habe keinen Normcharakter und sei nur orien-
tierender Natur. Im Ubrigen kénnten bereits auf Stufe Bebauungsplan
gestitzt auf Art. 14 des Parkplatzreglements zwischen 80 und 100 % der
Parkflachen des Normbedarfs zugelassen werden.

Abhandlung Die Anzahl zu errichtender Parkpléatze erfolgt auf Stadtgebiet anhand des
Reglements Uber private Fahrzeugabstellplatze vom 12. November 2020
(Parkplatzreglement; sRSL 7.2.2.1.1; nachfolgend PPR). Dabei wird das
Stadtgebiet in vier Zonen eingeteilt. Ein Situationsplan im Anhang des
Reglements halt diese Zoneneinteilung fest. Entgegen der Annahme der
Einsprecherin ist dieser Plan nicht nur orientierender Natur. Vielmehr ist
er gemass Art. 11 Abs. 3 PPR integrierender Bestandteil des Regle-
ments, und ihm kommt damit Normcharakter zu. Abweichungen davon
sind im Gesetz nicht vorgesehen. Ohnehin sind die Einwéande der Ein-
sprecherin zur fehlerhaften Einordnung nicht griffig. Die von der Einspre-
cherin gewtinschte Zone 4 kommt nur im Industriegebiet Stahlwerk, im
Ibach und ausserhalb der Bauzone vor. Der Bebauungsplanperimeter
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Einsprache-
punkt 2

Begrundung

Abhandlung

Seite 22

zeigt sich als Wohnzone mit guter Erschliessung. Die Erschliessungssitu-
ation wird mit dem vorliegenden Bebauungsplan durch die geplante Bus-
wendeschlaufe beim «Renggplatz» und das kantonale Strassenprojekt
«Renggstrasse» (inkl. Radverkehrsmassnahmen) noch weiter verbessert,
und auch die Fusswegverbindungen werden an Attraktivitat gewinnen.
Griinde, die fur eine Zuordnung zur Zone 4 sprechen wirden, sind nicht
ersichtlich.

Dieser Einsprachepunkt wird daher abgewiesen.

In Art. 23 Abs. 1 der Sonderbauvorschriften zum Bebauungsplan sei
festzulegen, dass auch die Baubereiche F und G uber die Quartier-
strasse zu erschliessen seien.

Art. 23 Abs. 1 der Sonderbauvorschriften schreibe vor, wie die einzelnen
Baubereiche zu erschliessen seien. Wahrend die Baubereiche B, C, D
und E ausschliesslich Uiber die Quartierstrasse zu erschliessen seien,
werde den Baubereichen F und G eine Wahimdglichkeit eingerdaumt. Dies
sei nicht gerechtfertigt. Diese Baubereiche folgten direkt im Anschluss an
die Quartierstrasse und kénnten bestens hierliber erschlossen werden.
Insbesondere gehe die Einsprecherin davon aus, dass die Baufelder B,
C, D und E entlang der Renggstrasse vor den Baufeldern F und G
geplant und bebaut wiirden. Dies kénne dazu flhren, dass eine
Erschliessung der Baufelder F und G Uber die Renggstrasse verunmdg-
licht wiirde und triftige Gruinde flr eine Erschliessung Uber die Baufelder
H und | geschaffen wiirden. Als Grundeigentimerin dieser beiden Baufel-
der kdnne die Einsprecherin dies nicht hinnehmen. Es seien denn auch
keine sachlichen Griinde dafir ersichtlich, weshalb es zuséatzlich zu einer
Hauptvariante eine zweite Variante brauche.

Die Sonderbauvorschriften sehen in Art. 23 Abs. 1 zur Erschliessung fir
den motorisierten Individualverkehr fiir die Baubereiche F und G Folgen-
des vor: «Quartierstrasse oder Bennenegg; in erster Prioritat ist die Er-
schliessung tiber den Baubereich C (gemeinsame Zufahrt Tiefgarage) zu
prufenx». Der Bebauungsplan erméglicht fir die Baufelder F und G somit
beide Optionen der Erschliessung mit einer Priorisierung zugunsten der
Quartierstrasse. Allerdings braucht es triftige Griinde, um von dieser Prio-
risierung abzuweichen. Ausfihrend zu den Sonderbauvorschriften halt
dazu der Planungsbericht nach Art. 47 RPV zum Bebauungsplan B 147
Littau West (Stand: ¢ffentliche Auflage Aug./Sept. 2021) auf S. 20 fest,
dass die Alternativerschliessung uber die Bennenegg nur gemeinsam mit
den Baubereichen H und | mdéglich ist. Da die Einsprecherin Eigentiime-
rin der Baufelder H und | ist, hat sie es somit selbst in der Hand, ob sie



Einsprache-
punkt 3

Begrundung

Abhandlung

gemeinsam mit den Eigentimern der Baufelder F und G die Alternativer-
schliessung realisieren mdchte.

Des Weiteren ist die Beflirchtung der Einsprecherin, dass eine vorzeitige
Bebauung der Baufelder B, C, D und E triftige Griinde fiir eine Alternati-
verschliessung schaffen kénnte, nur schwer nachvollziehbar. Einerseits
sehen die Sonderbauvorschriften fir die Baubereiche B, C, D und E die
Pflicht zur Erschliessung Uber die Renggstrasse vor. Andererseits sieht
der Bebauungsplan 1:1000 bereits die méglichen Bereiche der Einfahrten
in die Tiefgaragen vor. Diese mit dem Bebauungsplan definierten Details
zeigen auf, dass es auch bei einer vorzeitigen Bebauung nur schwer vor-
stellbar ist, dass eine Erschliessung des Baufeldes F Uber die Rengg-
strasse verunmagglicht werden kann.

Die Einsprache wird in diesem Punkt abgewiesen.

In Art. 7 Abs. 1 der Sonderbauvorschriften zum Bebauungsplan sei fur
den Baubereich C die max. Héhenkote auf 532,00 m 0. M. zu reduzieren.

Art. 7 Abs. 1 der Sonderbauvorschriften sehe fir alle Baubereiche eine
maximale Hohenkote (in m 0. M.) vor. Dabei falle auf, dass diese flr die
Baubereiche D bis | zwischen 529 und 532 m . M. liege und sich am
massgebenden Terrain orientiere. Fur die Baubereiche B und C sei dem-
gegentber eine um 1,5 Meter héhere max. Héhenkote von 533,50 m

0. M. vorgesehen, die nicht Riicksicht auf das gewachsene Terrain
nehme. Diese Privilegierung der Baubereiche B und C lasse sich mit
sachlichen Argumenten nicht rechtfertigen. Sie fiihre zu einer Verletzung
des Eingliederungsgebots und widerspreche den Grundsatzen des
Bebauungsplans selbst. Die Einsprecherin sehe ein, dass im Bau-
bereich B im Erdgeschoss Gewerbenutzungen sinnvoll seien. Allerdings
sei im Baubereich C eine Gewerbenutzung aufgrund der Lage nicht sinn-
voll und kaum realisierbar. Zusammen mit der EG-Kote liesse sich daher
mit 1,5 Metern zusatzlicher Hohe ein weiteres Geschoss realisieren, was
im Zusammenspiel mit den anderen Baufeldern entschieden abzulehnen
sei.

Gemass Art. 6 Abs. 5 der Sonderbauvorschriften sind im Erdgeschoss
der Baubereiche B und C Raume fiir die Nutzung als Kindergarten zu
erstellen. Ist der Bedarf nicht gegeben, sind die Raume einer anderen,
nicht Wohnzwecken dienenden Nutzung zuzuweisen. Mit dem Richtpro-
jekt und Studien der Dienstabteilung Immobilien zeigte sich, dass ein
dreigeschossiges Gebaude im Baufeld C mit einer nicht Wohnzwecken
dienenden Nutzung im EG bei der hdchsten Terrainlage rund 11 Meter
Gebaudehohe bendtigt (vgl. Schnitt Baufeld C, Stadtebauliches Richtkon-
zept 2021, S. 10). Die 1,5 Meter hthere Hohenkote beim Baubereich C
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Einsprache-
punkt 4

Begrindung

Abhandlung
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gewahrt somit den vorgesehenen Spielraum fir die spatere Projektierung
der nicht Wohnzwecken dienenden Nutzung (8 A1-139 Abs. 1 PBG). Da
die Sonderbauvorschriften rechtsverbindlichen Charakter haben, sind im
Baubereich C zwingend Raume fir eine nicht Wohnzwecken dienende
Nutzung zu erstellen. Somit geht der Einwand der Einsprecherin fehl, mit
den festgelegten Werten lasse sich ein weiteres Geschoss realisieren.
Nicht richtig ist auch das Vorbringen der Einsprecherin, im Baubereich C
sei eine Gewerbenutzung aufgrund der Lage nicht sinnvoll und kaum rea-
lisierbar. Das Baufeld C liegt einen kurzen Fussmarsch von der neuen
Buswendeschlaufe entfernt und ist auch mit dem Auto gut erreichbar; ein
idealer Platz fur verschiedene Gewerbebranchen wie Kindertagesstatten
oder kleinere Dienstleistungsbetriebe. Schliesslich ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Eingliederung des Bebauungsplans und die Dichte- und
Hohenabwicklung mehrmals mit der Stadtbaukommission beraten und
positiv beurteilt wurde.

Die Einsprache wird diesbeztiglich abgewiesen.

Unter Kosten- und Entschadigungsfolge zulasten des Gemeinwesens.

Die Einsprecherin sei bei der Ausarbeitung des Bebauungsplans nicht
angehort worden und habe ihre Interessen nicht einbringen kénnen. Dies
sei umso stossender, als ihr Grundstlick an drei Seiten an den Bebau-
ungsplanperimeter grenzt. Sie sei daher gezwungen gewesen, ihre Inte-
ressen mittels Einsprache geltend zu machen. Dieser Aufwand sei daher
durch das Verhalten der Baudirektion der Stadt Luzern verursacht wor-
den. Das Gemeinwesen habe damit die Kosten des Einsprachever-
fahrens wegen seines fehlerhaften Verhaltens selbst zu tragen. Darlber
hinaus habe es der Einsprecherin eine angemessene Parteientschadi-
gung zuzusprechen.

Das erstinstanzliche Planungsverfahren ist kein férmliches Verwaltungs-
verfahren im Sinne des Gesetzes lber die Verwaltungsrechtspflege vom
3. Juli 1972 (VRG; SRL Nr. 40). Vielmehr endet es mit einem Entscheid
eines politischen Organs (Grosser Stadtrat), dem nach § 63 Abs. 2 PBG
ein formelles Rechtsmittelverfahren nach den Regeln des VRG folgt
(LGVE 2001 11l Nr. 16). Die planungsrechtliche Einsprache stellt damit
auch kein Rechtsmittel dar, sondern gilt als eine Formalisierung des
Anspruchs auf rechtliches Gehor. Dies hat zur Folge, dass im Rahmen
eines Einspracheverfahrens gegen einen Bebauungsplan gemass 88 127
und 201 VRG keine Parteientschadigung zugesprochen wird. Ausserdem
ist das Verfahren kostenlos.



Es ist auch nicht ersichtlich, inwiefern im vorliegenden Fall der Baudirek-
tion ein fehlerhaftes Verhalten zur Last gelegt werden kann, das eine
finanzielle Haftung nach sich ziehen wiirde. Geméass § 6 PBG sind die
Bevdlkerung und weitere Betroffene friihzeitig tber die Ziele und Inhalte
von Planungen zu unterrichten (Abs. 1) und missen in geeigneter Weise
mitwirken kdnnen (Abs. 2; vgl. Art. 4 Abs. 2 RPG). Als rein politische Ein-
flussmaoglichkeit ist das Mitwirkungsrecht bei Planungen denn auch von
den Instrumenten der direkten Demokratie und des Rechtsschutzes zu
unterscheiden (BGE 135 11 286 E. 4.2.3, S. 291). Das Bundesgericht
gewahrt den zustandigen Behdrden fur das Mitwirkungsverfahren — und
insbesondere auch fur die Frage, welcher Kreis in das Verfahren einzu-
beziehen ist — einen weiten Handlungsspielraum (BGE 133 11 120 E. 3.2,
S. 124). Als Minimum wird vorausgesetzt, dass die Planungsbehdrden
neben der Freigabe der Entwirfe zur allgemeinen Ansichtsdusserung
Vorschlage und Einwéande nicht nur entgegennehmen, sondern auch
materiell beantworten (BGE 13511 286 E. 4.2.3, S. 291, m.w.H.). 8 6
Abs. 3 PBG zahlt bei Richt- und Nutzungsplanen beispielhaft mégliche
Formen der Mitwirkung auf. Hierzu gehdrt die Erdrterung einer Planung
an der Gemeindeversammlung oder an einer Orientierungsversammlung
sowie das Recht der Bevolkerung, wahrend der o6ffentlichen Auflage Vor-
schlage einzureichen und Einwendungen zu erheben.

Vorliegend konnten sich wahrend der Auflagefrist alle betroffenen Grund-
eigentimerinnen und Grundeigentiimer aussern und Einsprache gegen
den aufgelegten Bebauungsplan machen. Von diesem Mitwirkungsrecht
hat auch die Einsprecherin Gebrauch gemacht. Gewisse von ihr vorge-
brachten Einsprachepunkte konnten durch eine kleinere Anpassung der
Planunterlagen gutlich erledigt werden, und ihre Anliegen flossen damit
direkt in diese Vorlage ein. Mit der Abhandlung der nicht gutlich erledig-
ten Einsprachepunkte wird der Grosse Stadtrat nun Uber die streitigen
Punkte informiert. Damit wurde den Garantien fur die Mitwirkung der
Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer im Verfahren entsprochen
(LGVE 2001 Il Nr. 16). Zuséatzlich zur Mitwirkung in Form des Eisprache-
verfahrens gegen die Planentwirfe konnten sich die Bevdlkerung und
weitere Betroffene vorliegend vor allem im Rahmen der Erarbeitung der
stadtebaulichen Studie anlasslich von Informations-veranstaltungen ein-
geben. Ausserdem besteht fiir die Einsprecherin die Méglichkeit, der
Erorterung der Vorlage im Grossen Stadtrat beizuwohnen. Vor diesem
Hintergrund ist nicht ersichtlich, inwiefern die Baudirektion die Mitwir-
kungsrechte der Einsprecherin verletzt haben sollte.

Dieser Einsprachepunkt wird abgewiesen.
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5.4 Einsprache L04 vom 24. September 2021: Imral Yurtsever, Bennen-
egg 16, 6014 Luzern, betreffend Bebauungsplan B 142 Littau West

Die Einspracheverhandlung hat am 7. Dezember 2021 stattgefunden.

Einsprache-
punkt 1

Begrundung

Abhandlung

Seite 26

Baubereich 11 und 12, B1 (Geb&dudemasse)

Der Einsprecher halt fest, dass der norddstliche Bereich des heutigen
Baufeldes | an die bestehende Bebauung des Dorfes Littau anschliesse.
Ein Ubergang zu diesen Bauten sei gewiinscht. Der aufgelegte Bebau-
ungsplan beriicksichtige dies nicht, indem offenbar 4-geschossige Bau-
ten moglich seien. Der Zonenplan weise fur den Bebauungsplanperime-
ter vier Geschosse auf, wahrend er sich bei einem Neubau auf drei
Geschosse begrenzen wirde. Damit wirde seine Parzelle benachteiligt.
Dies hatte fur das nahe an der Grenze stehende Gebaude des Einspre-
chers Schattenwurf, Feuchte und kalte Wande zur Folge und die natrli-
che Trocknung sei nicht mehr gegeben. Auch die Sicht wiirde dadurch
beeintrachtigt.

Der vom Einsprecher gewiinschte Ubergang zwischen dem Bebauungs-
planperimeter und den bestehenden Bauten ist in der Planung bereits
umgesetzt worden. Wahrend gemass Art. 7 Abs. 1 SBV fir das infrage
stehende Baufeld | maximale Hohenkoten von 529 Metern (I-2) und 530
Metern (I-1) bestehen, weisen die angrenzenden Baubereiche H und G
bereits maximale Hohenkoten von 531 Metern auf. Diese stufenweise
Erhéhung endet in den westlichen Baubereichen, deren maximale
Hohenkoten diejenige des Baufeldes | teilweise um bis zu 4,5 Meter
Ubersteigen. Durch diese stufenweise Festlegung der maximalen Héhen-
koten sollen die neuen an die heute bereits bestehenden Bauten angegli-
chen werden.

Auf dem Baufeld | konnten in der bisherigen W2-Zone mit einem Unter-
geschoss, zwei Vollgeschossen und einem Dachgeschoss ahnlich oder
sogar héhere Bauten realisiert werden. Durch den vorliegenden Bebau-
ungsplan, der auf dem Baufeld | eine maximale Gebaudehdhe von

10 Metern bzw. drei Vollgeschossen ermdéglicht, sind somit keine Nach-
teile zur bisherigen Zonenordnung vorhanden.

Die Einsprache wird in diesem Punkt abgewiesen.



Einsprache-
punkt 2

Begrundung

Abhandlung

Einsprache-
punkt 3

Begrindung

Abhandlung

Reduktion Geschossflache analog Scheune Gebr. Ralli

Der Einsprecher hélt fest, dass gemass Art. 7 Abs. 1 SBV bei einem
Erhalt der bestehenden Scheune in Baufeld F die zulassige Geschossfla-
che fur Neubauten zu reduzieren sei. Er fordert, dass dies auch fir seine
Parzelle gelten solle, zumal es sich dabei ebenso um eine geféahrdete
Baute handle, die es zu schiitzen gelte.

Entgegen der Annahme des Einsprechers erfolgt bei einem Erhalt der
Scheune im Baubereich F die Reduktion der Geschossflache nicht aus
Schutziiberlegungen. Vielmehr besteht eine maximale Uberbauungszif-
fer, die das Verhaltnis der anrechenbaren Geb&udeflache zur anrechen-
baren Grundstucksflache bzw. zum Baubereich regelt (8 25 Abs. 1 PBG
i.vV.m. Art. 7 SBV). Sollte die besagte Scheune fur Zwischennutzungen
erhalten bleiben, muss die Uberbauungsziffer verringert werden, und es
kénnen automatisch weniger Neubauten erstellt werden. Hieraus kann
der Einsprecher nichts zu seinen Gunsten ableiten.

Dieser Einsprachepunkt wird abgewiesen.

Mass der Abgrabung und Aufschiittung

Der Einsprecher fordert, dass das Mass flr Abgrabungen und Aufschiit-
tungen in Art. 8 Abs. 2 SBV klarer und mit konkretem Mass definiert wer-
den soll.

Abgrabungen und Aufschiittungen sind Terrainveranderungen, die fir
den Bebauungsplanperimeter gemass Art. 31 Abs. 1 Bau- und Zonenreg-
lement Littau auf das Minimum zu begrenzen sind und maximal 1,5 Meter
betragen dirfen. Dieses Mass wird in der zusammengefihrten BZO
Luzern/Littau weitergefuhrt. Manifestierend dazu héalt Art. 8 Abs. 2 SBV
fest, dass Abgrabungen und Aufschittungen fur das Bebauungsplange-
biet auf ein Minimum zu beschrénken sind. Eine wie vom Einsprecher
geforderte weitergehende Konkretisierung wird abgelehnt. Da die Hohen-
lagen auf dem Bebauungsplangebiet stark variieren, soll die jeweils zu-
lassige Abgrabung im Einzelfall gesondert geprtft und festgelegt werden.
Deshalb sollen Abgrabungen und Aufschittungen im Bebauungsplan
nicht als Mass definiert, sondern erst im konkreten Projekt festgelegt wer-
den.

Die Einsprache wird in diesem Punkt abgewiesen.
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Einsprache-
punkt 4

Begrundung

Abhandlung

Einsprache-
punkt 5

Begrindung

Abhandlung

Seite 28

Containerabstellplatze und Sammelstelle

Der Einsprecher befiirchtet durch die Platzierung der Wertstoffsammel-
stelle vermehrte Larm- und Geruchsbelastigungen sowie regelméssige
Ansammlungen von Jugendlichen in diesem Bereich. Er fordert, die Sam-
melstelle an einem anderen, geeigneteren Ort im Quartier zu platzieren.

Bei den vom Einsprecher angesprochenen Sammelstellen handelt es
sich nicht um Containerplatze fur den Hausabfall, sondern um Sammel-
orte fur Spezialstoffe wie Alu/Metall, Glas, Flaschen usw. Da mehrere
Orte in Strassennahe infrage kommen, gilt es, den effektiven Standort
der Anlage zu einem spateren Zeitpunkt (Projektierungsphase) zu
bestimmen. Dennoch kann den Einwanden des Einsprechers bereits jetzt
entgegnet werden, dass in der heutigen Zeit vor allem Unterflur-Sammel-
anlagen erstellt werden, die nur wenig in Erscheinung treten, keinen
Geruch verbreiten und auch nicht zu vermehrter Ansammlung von jungen
Personen fihren.

Die Einsprache wird abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist.

Altlasten Untersuchung

Der Einsprecher bringt vor, dass die Altlastensituation grindlich getestet
werden sollte, da die ehemalige Kiesgrube und Abfalldeponie statische
und umweltbedingte Probleme ergeben werde.

Das Gebiet Jodersmatt ist gemass kantonalem Kataster der belasteten
Standorte mit Ablagerungen belastet. Allerdings wird es gemass Altlas-
tenverordnung als «weder Uberwachungs- noch sanierungsbedurftig»
eingestuft. Dennoch ist dem Einsprecher zuzustimmen, dass ein beson-
deres Augenmerk auf die Entsorgungsthematik zu legen ist. Bei Pla-
nungsbeginn missen die Bauherrschaften fiir das Baugesuch nach § 55
Abs. 2 lit. k Planungs- und Bauverordnung (PBV) Angaben lber die Art,
die Qualitat und die Menge der anfallenden Abfélle und lber die vorgese-
hene Verwertung und Entsorgung nach den Vorgaben der Dienststelle
Umwelt und Energie machen. In diesem Zusammenhang wird es Aufla-
gen fur die Bauherrschaft zur korrekten Entsorgung und zum Umgang mit
allfélligen Altlasten geben. Dieses Verfahren dient der Vermeidung
umwelt- und gesundheitlicher Beeintrachtigungen und hat sich in der Pra-
xis bewahrt.



Da das Anliegen nicht den vorliegenden Bebauungsplan, sondern die fol-
gende Projektierung betrifft, ist darauf nicht einzutreten.

5.5 Einsprache LO5 vom 23. September 2021: Alois Greter, Obermatt 14,
6014 Luzern, betreffend Zonenplanadnderung und Bebauungsplan B
142 Littau West

Die Einspracheverhandlung zur Einsprache LO5 hat am 25. November 2021 stattgefunden. Die
Einsprache LO5 wurde mit Schreiben vom 17. Dezember 2021 zuriickgezogen.

6 Antrage Korrekturen, weiterer Ablauf
6.1 Geringfligige Anderungen gemass Einsprachebehandlung

Im Rahmen der Einsprachebehandlung zur Einsprache L0O3 / Wohnbaugenossenschaft WGL wur-
den zu zwei Einsprachepunkten Prazisierungen der Bestimmungen des Bebauungsplans in Aus-
sicht gestellt. Der Rechtsvertreter Dr. Galli hat die beiden Einsprachepunkte unter der Vorausset-
zung nachfolgender Anderungen zuriickgezogen (vgl. auch Kap. 5.3). Da es sich um reine Prazi-
sierungen und nicht inhaltliche Anderungen handelt, ist keine erneute 6ffentliche Auflage erforder-
lich. Die Anpassungen werden dem Grossen Stadtrat als Korrekturen gegentber der Version der
offentlichen Auflage beantragt. Die entsprechenden Dokumente werden nach der Beratung und
Zustimmung durch den Grossen Stadtrat fiir die Eingabe an den Regierungsrat angepasst.

a) Anpassung wegleitende EG-Koten zu den Baubereichen

Da sich die EG-Koten auf den wegleitenden Plan des Stadtebaulichen Richtkonzepts beziehen,
sollen alle EG-H6henkoten in der Tabelle von Art. 7 der Sonderbauvorschriften entfernt und direkt
auf den Planinhalt verwiesen werden (Stadtebauliches Richtkonzept vom 20.2.2021, Plan 1:1000,
Seite 8).

Beantragte Anpassungen in blauer Schrift; Art. 7 Abs. 1 SBV:

alle wegleitenden EG-Hohenkoten in der Tabellen-Spalte streichen und unterhalb der Tabelle
einen zweiten Verweis mit Doppelstern (**) auf die H6henkoten im Richtkonzept hinzuftgen.

—** Die EG-Kote der Erdgeschosse bzw. der Hauptzugang zum Baufeld ist wegleitend im Stadte-
baulichen Richtkonzept vom 20.2.2021, Plan 1:1000 Seite 8 aufgefuhrt.

—In Art. 7 Abs. 9 SBV sind der erste und der zweite Satz anzupassen:

«In den Baubereichen B-bis- sind die Erdgeschosse bzw. der Hauptzugang zum Baufeld gegen
den offentlichen Raum hin ebenerdig anzuschliessen. Die EG-Koten im-Bebauungsplan-gemass
Stadtebaulichem Richtkonzept gelten erientierend wegleitend.»
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b) Anpassung Finanzierung des Renggplatzes (Prazisierung Gemeinschaftsfonds)
Die Aufwertungen des Renggplatzes, welche lber die Verkehrsanspriiche fir die Buswende-
schlaufe hinausgehen, kdnnen aus dem Gemeinschaftsfonds nach Art. 36 SBV mitfinanziert wer-
den. Beantragte Anpassung Art. 36 Abs. 3 SBV in blauer Schrift:

— Quatrtierpléatze nach Art. 13 (Renggplatz nur zusatzliche Aufwertungen)

Im Planungsbericht, S. 25 «Abgrenzung Kosten», wird dies mit einem neuen ersten Satz noch pré-
zisiert: «Die Erstellung der Buswendeschleife ist nicht Sache der Eigentimer. Neben der Funktion

als Buswendeschlaufe ist eine zusatzliche Aufwertung fir weitere Nutzungsmdaglichkeiten vorzuse-
hen.»

6.2 Weiterer Verfahrensablauf

Im Falle von Anderungen des Grossen Stadtrates am Zonenplan oder am Bebauungsplan, welche
Dritte betreffen, wéare dieser Bericht und Antrag an den Stadtrat zurtickzuweisen, um eine zweite
offentliche Auflage und allfallige erneute Einspracheverhandlungen durchzufiihren. Beschliesst der
Grosse Stadtrat den Bericht und Antrag Teilrevision unverandert bzw. mit den vom Stadtrat bean-
tragten Anpassungen gemass Kapitel 6.1, untersteht der Beschluss dem fakultativen Referendum.
Wird das Referendum nicht ergriffen oder stimmt auch das Volk der Teilrevision zu, kdnnen die
abgewiesenen Einsprecherinnen und Einsprecher beim Regierungsrat Verwaltungsbeschwerde
einreichen. Der Regierungsrat entscheidet mit der Genehmigung tber allféllige Verwaltungsbe-
schwerden. Gegen vom Regierungsrat abgewiesene Verwaltungsbeschwerden werden Verwal-
tungsgerichtsbeschwerden an das Kantonsgericht méglich, die bis an das Bundesgericht weiterge-
zogen werden kénnen.

7 Kostensituation

Uberbindung der Planungskosten

Gemass 8 66 Abs. 1 Planungs- und Baugesetz (PBG) tragt die Gemeinde die Kosten fur die Aus-
arbeitung und den Erlass eines Bebauungsplans. Soweit den Grundeigentiimerinnen und Grundei-
gentiimern erhebliche Vorteile erwachsen, kann sie ihnen die Kosten teilweise oder ganz tberbin-
den.

Die Kosten fir die Erarbeitung des Bebauungsplans belaufen sich geméass Aufwendungen auf rund
Fr. 320°000.—. Darin enthalten sind die geschéatzten Verfahrenskosten bis zur Genehmigung des
Bebauungsplans und der Zonenplananderung.

Im vorliegenden Fall werden die Kosten fir die Erstellung des Bebauungsplans B 142 Littau West
und die Anpassung der Bau- und Zonenordnung Littau den Grundeigentimerinnen und Grund-
eigentimern gestutzt auf § 66 PBG nach Anteilen der Geschossflachen in Art. 7 Sonderbauvor-
schriften weiterverrechnet.! Mit dem Bebauungsplan, der Zonenplananderung und insbesondere

! Die urspriinglichen Anteile u. a. fiir das Gebiet Uechtere und die stidtischen Anteile werden bei der Verteilung mitberiick-
sichtigt, aber nicht in Rechnung gestellt.

Seite 30



der vorangehenden stadtebaulichen Studien und den wegleitenden Konzepten und Gutachten hat
die Stadt Luzern massgebliche Instrumente geschaffen und die Grundstiicke so vorbereitet, dass
direkt qualitétssichernde Verfahren ausgeltst werden kénnen. Zudem wird mit den Regelungen
des Bebauungsplans die bisherige Gestaltungsplanpflicht hinfallig, wonach den Grundeigen-
timerinnen und Grundeigentimern der Vorteil erwéchst, kein weiteres kosten- und zeitintensives
Planungsinstrument mehr erarbeiten zu missen.

Mehrwertabgabe

Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer sowie Baurechtsgeber, deren Land durch eine
Anderung der Bau- und Zonenordnung oder durch einen Bebauungsplan einen Mehrwert erfahrt,
haben nach § 105 PBG unter gewissen Bedingungen eine Mehrwertabgabe zu entrichten. Hierfir
wird nach Rechtskraft der Plandnderung oder aufgrund konkreter Projekte ein entsprechendes Ver-
fahren eingeleitet. Es wird geprift, ob es zu einem Mehrwert von Fr. 100°'000.— kommt und ob auf-
grund weiterer Bedingungen eine Mehrwertabgabepflicht besteht oder nicht. Die Mehrwertabgabe
wird nach 8§ 105c PBG mit Rechtskraft der Baubewilligung oder beim Verkauf des Grundstiicks
nach Eintritt der neuen Rechtslage fallig.

Die effektive Mehrwertabgabe wird erst nach Rechtskraft des Bebauungsplans aufgrund des aktu-
ellen Verkehrswertes ermittelt und mit einem separaten Entscheid erlassen.?

Aus dem Mehrwertfonds kénnen u. a. Beitrdge an eine Ubergeordnete Fussgangerverbindung von
Tschuepis bis zur Kirche und zum Bahnhof Littau oder an eine zusatzliche Aufwertung der Bus-
wendeschlaufe mitfinanziert werden. Die dkologische Verbindungsachse als Siedlungsrand
(Gruinzone) ist als offentliches Anliegen zu betrachten und soll durch die Dienstabteilung Umwelt-
schutz (UWS) umgesetzt werden.

8 Ausblick

Die Stadt Luzern wird die zwei Baufelder B und C im Herbst 2022 zur Abgabe im Baurecht aus-
schreiben. Mit schatzungsweise 90 Wohnungen, welche auf diesen Baufeldern erstellt werden kén-
nen, wird ein weiterer Beitrag zur Erh6hung der gemeinniitzigen Wohnungen und zur Umsetzung
der Initiative fir bezahlbaren Wohnraum geleistet. Ein entsprechender Bericht und Antrag fir die
Abgabe im Baurecht an gemeinniitzige Wohnbautragerschaften an das Parlament ist fir Anfang
2024 vorgesehen.

Die Baufelder H und | wurden kiirzlich durch die gemeinnitzige Wohnbaugenossenschaft Littau
(WGL) erworben. Die WGL wird nach Vorliegen der Rechtskraft in die Erarbeitung des Bauprojekts
einsteigen. Zurzeit ist noch offen, wann die weiteren vier Baufelder (D, E, F, G) der privaten Grund-
eigentimer Gebr. Rdlli entwickelt werden. Entsprechende Gespréche zwischen der Baudirektion
und den Eigentimern haben bereits stattgefunden.

2 Bei beiden Grundeigentiimern Gebr. Rélli und Wohnbaugenossenschaft WGL (vormals Eigentiimer Bucher) wird die
Rickzonung infolge der Aufzonung in Bezug auf die realisierbare Wohnflache weitgehend kompensiert.
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9

Antrag

Der Stadtrat beantragt Ihnen deshalb:

Die Einsprachen LO1, LO2 und LO5 infolge Riickzugs als erledigt zu erklaren;

Die Einsprache L0O3 in Bezug auf die zurlickgezogenen Einsprachepunkte als erledigt zu erkla-
ren und die verbliebenen Antrage im Sinne der Erwadgungen abzuweisen;

Die Einsprache L0O4 im Sinne der Erwagungen abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist;

Die sich als Folge der giitlich erledigten Einsprachen ergebenden geringfiigigen Anderungen der
Bebauungsplanbestimmungen und die Erganzung des Planungsberichtes gemass Kapitel 6.1 zu
erlassen;

Die Anderung des Zonenplans Littau sowie die Anderung des Bau- und Zonenreglements

Littau zu erlassen;

Den Bebauungsplan B 142 Littau West inklusive der darin enthaltenen wegleitenden und orien-
tierenden Unterlagen sowie die dazugehérigen Sonderbauvorschriften zu erlassen.

Er unterbreitet Ihnen einen entsprechenden Beschlussvorschlag.

Luzern, 16. Marz 2022

: il W . Bt

Beat Zusli Michéle Bucher
Stadtprasident _ Stadtschreiberin

* Stadt
Luzern
Stadtrat
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Der Grosse Stadtrat von Luzern,

nach Kenntnisnahme des Berichtes und Antrages 6 vom 16. Marz 2022 betreffend

Anderung der Bau- und Zonenordnung Littau und
Bebauungsplan B 142 Littau West
Mit Einsprachebehandlung,

gestitzt auf den Bericht der Baukommission,

in Anwendung von 8 17 Abs. 1 lit. a, 8 63 Abs. 1, § 66 und § 69 des Planungs- und Baugesetzes
vom 7. Méarz 1989, Art. 13 Abs. 1 Ziff. 4 der Gemeindeordnung der Stadt Luzern vom 7. Februar
1999 sowie Art. 19 des Bau- und Zonenreglements der Gemeinde Littau vom 29. Oktober 2008,

beschliesst:
I. 1. Die Einsprachen L01, LO2 und LO5 werden infolge Riickzugs als erledigt erklart.

2. Die Einsprache L0O3 wird in Bezug auf die zuriickgezogenen Einsprachepunkte als erledigt
erklart und die verbliebenen Antrdge im Sinne der Erwagungen abgewiesen.

3. Die Einsprache L04 wird im Sinne der Erwagungen abgewiesen, soweit darauf einzutreten
ist.

4. Die sich als Folge der giitlich erledigten Einsprachen ergebenden geringfiigigen Anderun-
gen der Bebauungsplanbestimmungen und die Ergéanzung des Planungsberichtes gemass
Kap. 6.1 werden erlassen.

5. Die Anderung des Zonenplans Littau sowie die Anderung des Bau- und Zonenreglements
Littau werden erlassen.

6. Der Bebauungsplan B 142 Littau West inklusive der darin enthaltenen wegleitenden und
orientierenden Unterlagen sowie die dazugehdrigen Sonderbauvorschriften werden erlas-
sen.

7. Die Beschlusse gemass den Ziffern 1.5 und 1.6 treten mit der Genehmigung des Regie-

rungsrates in Kraft.
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II. Der Beschluss gemass Ziffer | unterliegt dem fakultativen Referendum.

Luzern, 9. Juni 2022

Namens des Grossen Stadtrates von Luzern

-

AP A A

Sonja Dobeli Stirnemann Daniel Egli
Ratsprasidentin Stadtsghreiberin-Stv.

" Stadt
Luzern
Grosser Stadtrat
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Protokollbemerkung des Grossen Stadtrates
Zu B+A 6/2022 «Anderung der Bau- und Zonenordnung Littau und Bebauungsplan B 142 Littau
West: Mit Einsprachebehandlung»

Die Protokollbemerkung zu Kapitel 4.3.1 «Zonenplandnderungen» auf S. 16 ff. lautet:
«Das Planungsgebiet ist autoarm zu tUberbauen.»

Seite 35



	1 Ziele des Stadtrates
	2 Ausgangslage
	3 Planungsablauf
	4 Planungsinhalte
	4.1 Städtebauliche Studie Littau West
	4.2 Bebauungsplan B 142 Littau West
	4.2.1 Zielsetzungen
	4.2.2 Bestandteile
	4.2.3 Besonderheiten
	4.2.4 Ausgewählte Inhalte

	4.3 Änderung Bau- und Zonenordnung Littau
	4.3.1 Zonenplanänderungen
	4.3.2 Bau- und Zonenreglement


	5 Auflage und Einsprachen
	5.1 Einsprache L01 vom 18. September 2021: Alois Rölli, Vogelmoos 1, 6014 Luzern, betreffend Zonenplanänderung
	5.2 Einsprache L02 vom 26. September 2021: Elmar Ernst und  Edith Ernst-Fuchs, Jodersmatt 10, 6014 Luzern, betreffend Bebauungsplan B 142 Littau West
	5.3 Einsprache L03 vom 28. September 2021: Wohnbaugenossenschaft WGL, Staldenhof 8a, 6014 Luzern, vertreten durch Dr. Andreas Galli, Rechtsanwalt, Grossenbacher Rechtsanwälte AG, Zentralstrasse 44, 6003 Luzern, betreffend Zonenplanänderung und Bebauun...
	5.4 Einsprache L04 vom 24. September 2021: Imral Yurtsever, Bennenegg 16, 6014 Luzern, betreffend Bebauungsplan B 142 Littau West
	5.5 Einsprache L05 vom 23. September 2021: Alois Greter, Obermatt 14, 6014 Luzern, betreffend Zonenplanänderung und Bebauungsplan B 142 Littau West

	6 Anträge Korrekturen, weiterer Ablauf
	6.1 Geringfügige Änderungen gemäss Einsprachebehandlung
	6.2 Weiterer Verfahrensablauf

	7 Kostensituation
	8 Ausblick
	9 Antrag

